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Aktenzeichen: 1 ABR 74/90
Bundesarbeitsgericht 1. Senat Beschluß vom 17. September 1991

- 1 ABR 74/90 -
I. Arbeitsgericht 

Hagen
Beschluß vom 31. Januar 1990 
- 3 BV 11/89 -

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Beschluß vom 28. August 1990 
- 13 TaBV 35/90 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Vorlage von Unterlagen an den Wirtschaftsausschuß

Gesetz:
BetrVG § 106, § 109 

Leitsätze:
Monatliche Erfolgsrechnungen (Betriebsabrechnungsbögen) für 
einzelne Filialen oder Betriebe sind Unterlagen, die einen 
Bezug zu wirtschaftlichen Angelegenheiten im Sinne von § 106 
Abs. 3 BetrVG haben.
Ob und gegebenenfalls wann solche Erfolgsrechnungen dem Wirt­
schaftsausschuß vorzulegen sind, ist eine Frage der Erfor­
derlichkeit der Vorlage dieser Unterlagen und damit von der 
Einigungsstelle zu entscheiden (im Anschluß an die Ent­
scheidung des Senats vom 8. August 1989, BAGE 62, 294 = AP 
Nr. 6 zu § 106 BetrVG 1972).
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1 ABR 74/90 13 TaBV 35/90 Hamm
Verkündet am17. September 1991

Clobes, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Beschluß
In dem Beschlußverfahren

unter Beteiligung

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sit­
zung vom 17. September 1991 durch den Präsidenten Profes­
sor Dr, Kissel, die Richter Matthes und Professor Dr. 
Weller sowie die ehrenamtlichen Richter Kehrmann und Spie­
gelhalter beschlossen:

2JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers gegen den 
Beschluß des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 
28. August 1990 - 13 TaBV 35/90 - wird zurückge­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

G r ü n d e  :

A. Der Arbeitgeber betreibt ein Süßwaren-Filialunternehmen mit 
220 Filialen. Für alle Filialen und die Zentrale des Arbeitgebers 
in H. ist ein gemeinsamer Betriebsrat gewählt worden, der Betei­
ligte im vorliegenden Verfahren. Der Betriebsrat hat einen Wirt­
schaftsausschuß bestellt.

Der Arbeitgeber fertigt für jede Filiale monatlich eine 
kurzfristige Erfolgsrechnung, die auch Verkaufsstellenerfolgs­
rechnung oder Betriebsabrechnungsbogen genannt wird. Diese Er­
folgsrechnung enthält die Umsätze der Filiale, die Handelsspanne 
sowie die verursachten und die kalkulatorisch zurechenbaren Ko­
sten. Daraus errechnet der Arbeitgeber kurzfristig das vorläufige 
monatliche Betriebsergebnis der Filiale. Im einzelnen ist die Er­
folgsrechnung (grob) wie folgt gegliedert:

Brutto-Umsatzerlöse
Netto-Umsatzerlöse
Wareneinsatz
Inventurdifferenz (kalkulatorisch)
Rohertrag
Summe Personalkosten
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Summe Miete/Energie 
Summe Abschreibungen 
Summe Werbekosten 
Verpackungsmaterial 
Kfz-Kosten 
Reparaturen
Verbrauchs- und Gebrauchsmaterial
Allgemeine Dienstleistungen
Abgaben, Gebühren, Versicherungen
Reisekosten
Porto/Telefon
Bürokosten
Zinsen (kalkulatorisch)
Summe sonstiger Kosten 
Direkte Kosten 
Deckungsbetrag 
Betriebsergebnis.

Entsprechend dieser Gliederung enthält die Erfolgsrechnung 
Angaben zum Soll und Ist des jeweiligen Monats und zum entspre­
chenden Monat des Vorjahres jeweils in DM-Beträgen unter Angabe 
des Vom-Hundert-Satzes sowie Angaben zum Soll und Ist des laufen­
den Jahres und zum Ist des Vorjahres unter Errechnung der Abwei­
chungen .

Der Wirtschaftsausschuß und ihm folgend der Betriebsrat 
haben in der Vergangenheit die laufende Vorlage dieser Erfolgs­
rechnungen für alle Filialen an den Wirtschaftsausschuß verlangt.

Der Arbeitgeber ist der Ansicht, diese Erfolgsrechnungen ge­
hörten nicht zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten des Unter­
nehmens im Sinne von § 106 Abs. 2 BetrVG. Die Erfolgsrechnungen 
stellten ein reines Controllinginstrument dar. Die Daten seien 
schon wegen ihrer Vielzahl (etwa 1,5 Millionen jährlich) nicht 
geeignet, einem anderen als dem befaßten Controller einen Über­
blick über die wirtschaftliche Lage des Unternehmens zu geben.
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Die Vorlage der Erfolgsrechnungen würde zu einer rechtswidrigen 
und sinnlosen Information über Einzelaspekte der Geschäftsführung 
führen. Aus der Einzelsituation der jeweiligen Verkaufsstellen 
lasse sich kein Rückschluß auf die Situation des Unternehmens 
ziehen.

Der Arbeitgeber hat daher das vorliegende Verfahren anhängig 
gemacht und vor dem Arbeitsgericht zunächst beantragt

festzustellen, daß er nicht verpflichtet ist, dem 
Betriebsrat die monatlichen kurzfristigen Er­
folgsrechnungen der einzelnen Filialen zur Ein­
sicht zur Verfügung zu stellen oder ihn darüber 
zu unterrichten.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag abgewiesen. Der Arbeitge­
ber hat gegen diese Entscheidung Beschwerde eingelegt und vor dem 
Landesarbeitsgericht seinen Antrag dahin geändert

festzustellen, daß die monatlichen kurzfristigen 
Erfolgsrechnungen der einzelnen Filialen nicht zu 
den wirtschaftlichen Angelegenheiten des Unter­
nehmens im Sinne des § 106 Abs. 2 BetrVG gehören.

Das Landesarbeitsgericht hat die Antragsänderung für zuläs­
sig gehalten, die Beschwerde des Arbeitgebers jedoch zurückgewie­
sen. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt der Arbeitge­
ber seinen zuletzt gestellten Antrag weiter, während der Be­
triebsrat um Zurückweisung der Rechtsbeschwerde bittet.

Etwa gleichzeitig hat der Betriebsrat die Bildung einer Ei­
nigungsstelle betrieben, die über die Vorlage der Erfolgsrechnun­
gen der einzelnen Filialen entscheiden sollte. Das Arbeitsgericht
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hat einen Vorsitzenden der Einigungsstelle bestellt. Die Eini­
gungsstelle ist am 2. Oktober 1990 zusammengetreten und hat den 
Antrag des Betriebsrats, den Arbeitgeber zu verpflichten, "die 
monatlichen Betriebsabrechnungsbögen (BAB) für sämtliche Ver­
kaufsfilialen dem Wirtschaftsausschuß zur Einsichtnahme vorzule­
gen" , zurückgewiesen. Diesen Spruch hat der Betriebsrat angefoch- 
ten. Über den weiteren Fortgang des Verfahrens ist nichts be­
kannt .

B. Die Rechtsbeschwerde des Arbeitgebers ist nicht begründet.

I. Der Antrag des Arbeitgebers ist zulässig.

1. Soweit der Arbeitgeber seinen Antrag in der Beschwerdein­
stanz geändert hat, hat das Landesarbeitsgericht diese Antragsän­
derung für zulässig gehalten. Diese Entscheidung ist nach § 81 
Abs. 3 Satz 3 ArbGG unanfechtbar. Der Senat ist daran gebunden.

2. Das Landesarbeitsgericht hat den geänderten Antrag des Ar­
beitgebers dahin verstanden, daß mit diesem Antrag die Frage ge­
klärt werden soll, "ob der Betriebsrat berechtigt ist, durch 
Anrufung der Einigungsstelle gemäß § 109 BetrVG einen Spruch 
herbeizuführen, der den Arbeitgeber verpflichtet, dem Wirt­
schaftsausschuß die monatlichen Erfolgsrechnungen der einzelnen 
Filialen zur Verfügung zu stellen." Dieses Verständnis des Antra­
ges und damit die Bestimmung des Streitgegenstandes im vorliegen­
den Verfahren ist zutreffend und wird von der Rechtsbeschwerde 
auch nicht angegriffen. In dieser heißt es vielmehr, daß die Er­
folgsrechnungen der einzelnen Filialen nicht zu den Unterlagen
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gehören, die Aussagen über wirtschaftliche Angelegenheiten des 
Unternehmens ermöglichen, sie besagten nichts über die wirt­
schaftliche oder finanzielle Lage des Unternehmens oder über des­
sen Produktions- und Absatzlage. Auch eine Zuordnung der Erfolgs­
rechnungen zu den Nrn. 3 bis 9 des § 106 Abs. 3 BetrVG sei ausge­
schlossen. Der Antrag des Arbeitgebers hat daher die Feststellung 
zum Ziel, daß er, der Arbeitgeber, unter keinen Umständen, auch 
nicht aufgrund eines Spruchs der Einigungsstelle, verpflichtet 
ist, dem Wirtschaftsausschuß die monatlichen Erfolgsrechnungen 
der Filialen vorzulegen, weil - so die Begründung - diese Er­
folgsrechnungen keine wirtschaftlichen Angelegenheiten im Sinne 
von § 106 BetrVG sind oder betreffen bzw. zu diesen keinen Bezug 
haben.

Das vorliegende Verfahren betrifft daher die gleiche Streit­
frage, die der Senat in dem Verfahren 1 ABR 38/89 am 22. Januar 
1991 entschieden hat (EzA § 106 BetrVG 1972 Nr. 14 = NZA 1991, 
649, zum Abdruck in der Amtlichen Sammlung bestimmt). Zu ent­
scheiden war in diesem Verfahren, ob ein Vertrag über die 
Veräußerung sämtlicher Geschäftsanteile einer GmbH eine wirt­
schaftliche Angelegenheit im Sinne von § 106 BetrVG betrifft. Der 
Senat hat unter Bezugnahme auf seine Entscheidung vom 8. August 
1989 (BAGE 62, 294 = AP Nr. 6 zu § 106 BetrVG 1972) ausgespro­
chen, daß dies eine Rechtsfrage ist, für die keine Alleinzustän­
digkeit der Einigungsstelle besteht, über die vielmehr die Ge­
richte für Arbeitssachen im Beschlußverfahren zu entscheiden 
haben. Daran ist auch für das vorliegende Verfahren festzuhalten.
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3. Der Antrag ist mit diesem Inhalt ausreichend bestimmt. Unter 
den Beteiligten besteht kein Streit darüber, was unter den monat­
lichen Erfolgsrechnungen für die einzelnen Filialen zu verstehen 
ist. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht auch ein Feststel­
lungsinteresse für diesen Antrag bejaht. Der Betriebsrat berühmt 
sich ernsthaft des strittigen Anspruchs gegen den Arbeitgeber, 
daß die monatlichen Erfolgsrechnungen der Filialen dem Wirt­
schaftsausschuß vorzulegen sind, wie schon die Anrufung der Eini­
gungsstelle ausweist.

4. Dieses Feststellungsinteresse ist nicht dadurch entfallen, 
daß die Einigungsstelle zwischenzeitlich mit Beschluß vom 2. Ok­
tober 1990 den Antrag des Betriebsrats auf Vorlage der monatli­
chen Erfolgsrechnungen der einzelnen Filialen abgewiesen hat. Der 
Spruch der Einigungsstelle ist vom Betriebsrat angefochten wor­
den. Die Entscheidung der Einigungsstelle ist damit nicht end­
gültig. Die Einigungsstelle hat darüber hinaus den Antrag des Be­
triebsrats deswegen abgewiesen, weil die monatliche Vorlage der 
Erfolgsrechnungen aller Filialen für die Arbeit des Wirtschafts­
ausschusses nicht erforderlich sei. Die Streitfrage unter den Be­
teiligten, ob die Erfolgsrechnungen überhaupt Unterlagen darstel­
len, die wirtschaftliche Angelegenheiten im Sinne von § 106

%

BetrVG betreffen, ist damit von der Einigungsstelle nicht ent­
schieden worden und könnte auch, da es sich um eine Rechtsfrage 
und damit um eine Frage nach der Zuständigkeit der Einigungsstel­
le handelt, von dieser nicht endgültig entschieden werden. Das 
vorliegende Beschlußverfahren steht damit zum Einigungsstellen­
verfahren in dem gleichen- Verhältnis wie ein Beschlußverfahren,
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in dem über das Bestehen oder die Grenzen eines Mitbestimmungs­
rechts gestritten wird, zu einem Einigungsstellenverfahren über 
die umstrittene Angelegenheit. Es entspricht aber der ständigen 
Rechtsprechung des Senats, daß Beschlußverfahren und Einigungs­
stellenverfahren in diesen Fällen gleichzeitig betrieben werden 
können. Das Einigungsstellenverfahren kann nicht einmal mit Rück­
sicht auf das laufende Beschlußverfahren ausgesetzt werden (Be­
schluß vom 24. November 1981, BAGE 37, 102 = AP Nr. 11 zu § 76 
BetrVG 1972; Beschluß vom 6. Dezember 1933, BAGE 44, 285 = AP 
Ni. 7 zu § 87 BetrVG 1972 Überwachung). Erst die rechtskräftige 
Entscheidung im Eeschlußverfahren über das Bestehen oder Nichtbe­
stehen des Mitbestimmungsrechts bindet die Beteiligten sowohl im 
Bestellungsverfahren nach § 98 ArbGG als auch im Einigungsstel­
lenverfahren (Germelmann/Matthes/Prütting, ArbGG, § 2 a Rz 90).

Zwar kann die Frage, ob die Einigungsstelle zu Recht ihre 
Zuständigkeit angenommen hat, auch in dem vom Betriebsrat anhän­
gig gemachten Verfahren zur Anfechtung des Spruchs der Eini­
gungsstelle geprüft werden. Ob eine solche Entscheidung überhaupt 
ergeht, steht jedoch nicht fest. Entscheidend ist jedoch, daß 
diese Frage, wenn überhaupt, nur als Vorfrage beschieden wird und 
damit keine bindende Wirkung für die Beteiligten entfaltet. Eine 
solche Entscheidung kann nur im vorliegenden Verfahren getroffen 
werden.

II. Der Antrag des Arbeitgebers ist nicht begründet.

1. Bei dem Antrag des Arbeitgebers handelt es sich um einen so­
genannten "Globalantrag". Darunter versteht die Rechtsprechung
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des Senats einen Antrag, mit dem das Bestehen oder Nichtbestehen 
eines Rechts für alle nur denkbaren Fälle festgestellt werden 
soll. Ein solcher Antrag ist nicht mangels Bestimmtheit unzuläs­
sig, vielmehr schon immer dann unbegründet, wenn nur hinsichtlich 
einer denkbaren Fallgestaltung das in Anspruch genommene Recht 
nicht besteht oder das bestrittene Recht gegeben ist (Beschluß 
des Senats vom 10. Juni 1986, BAGE 52, 160 = AP Nr. 18 zu § 87 
BetrVG 1972 Arbeitszeit, von da an in ständiger Rechtsprechung).

Der Arbeitgeber will festgestellt wissen, daß er in keinem 
Falle verpflichtet ist, die monatlichen Erfolgsrechnungen der 
einzelnen Filialen dem Wirtschaftsausschuß vorzulegen, und auch 
nicht durch einen Spruch der Einigungsstelle dazu verpflichtet 
werden kann. Dieser Antrag ist schon dann unbegründet, wenn Fälle 
denkbar sind, in denen auch die monatlichen Erfolgsrechnungen er­
forderliche Unterlagen sind, unter deren Vorlage der Arbeitgeber 
den Wirtschaftsausschuß zu unterrichten hat. Solche Fälle sind 
durchaus denkbar.

2. Unterlagen, die nach § 106 Abs. 2 BetrVG ggf. dem Wirt­
schaftsausschuß vorzulegen sind, müssen zunächst einen Bezug zu 
den in § 106 Abs. 3 BetrVG genannten wirtschaftlichen Angelegen­
heiten haben. Angesichts des. weit gefaßten und nicht abschließen­
den Katalogs der wirtschaftlichen Angelegenheiten wird es eine 
seltene Ausnahme darstellen, daß in Unternehmen erstellte, vor­
handene und benutzte Unterlagen keinen solchen Bezug aufweisen 
(etwa der Vertrag über die Veräußerung von Geschäftsanteilen 
einer GmbH). Von daher ist im Schrifttum durchweg anerkannt, daß
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Unterlagen nahezu jeder Art als auf wirtschaftliche Angelegenhei­
ten bezogene Unterlagen für eine Vorlage an den Wirtschaftsaus­
schuß in Betracht kommen. So werden z.B. als "Materialien unter­
nehmerischer Planung und Entscheidung" genannt, Berichte, Pläne, 
Statistiken, Schaubilder, Gutachten, Analysen, Organisations­
modelle, Rentabilitätsberechnungen, Vorschläge, Zeichnungen, 
Tabellen und Geschäftsbücher (vgl. Fabricius, GK-BetrVG,
4. Auf1., § 106 Rz 60; Dietz/Richardi, BetrVG, 6. Aufl., § 106 
Rz 20; Galperin/Löwisch, BetrVG, 6. Aufl., § 106 Rz 28; Kraft,
Der Wirtschaftsausschuß, IG-Metall-Arbeitsheft 980, Rz 152; Gege, 
Die Funktion des Wirtschaftsausschusses im Rahmen der wirt­
schaftlichen Mitbestimmung, 1977, S. 169 f.; Heither, AR-Blattei 
Betriebsverfassung XIV D, IV 2). Ob und wieweit diese Unterlagen 
jeweils vorzulegen sind, ist eine Frage der Erforderlichkeit oder 
ihrer Geheimhaltungsbedürftigkeit, über die jeweils im Streitfall 
die Einigungsstelle nach § 109 BetrVG zu entscheiden hat (Be­
schluß des Senats vom 8. August 1989, aaO).

Von daher kann nicht zweifelhaft sein, daß auch die monatli­
chen Erfolgsrechnungen für die einzelnen Filialen Unterlagen 
sind, die einen Bezug zu den in § 106 Abs. 3 BetrVG genannten 
wirtschaftlichen Angelegenheiten haben und daher vom Arbeitgeber 
ggf. dem Wirtschaftsausschuß vorzulegen sind.

Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten gehört nach § 106 
Abs. 3 Nr. 6 und 7 BetrVG beispielsweise auch die Einschränkung, 
Stillegung oder Verlegung von Betrieben oder Betriebsteilen und 
damit auch die Stillegung, Einschränkung oder Verlegung von Fi­
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lialen des Arbeitgebers. Grundlage einer Entscheidung des Arbeit­
gebers für eine solche Maßnahme kann aber durchaus das Betriebs­
ergebnis einer Filiale sein, wie es u.a. durch die Erfolgsrech­
nungen dieser Filiale ausgewiesen und in seinen Ursachen deutlich 
gemacht wird. Unterrichtet der Arbeitgeber den Betriebsrat über 
eine solche Maßnahme, dann kann es durchaus erforderlich sein, 
auch die Erfolgsrechnungen dieser Filiale dem Wirtschaftsausschuß 
vorzulegen. Das räumt auch die Rechtsbeschwerde ein, wenn sie 
darauf verweist, daß in Einzelfällen "eine andere Entscheidung 
möglich sein kann".

Damit sind Fallgestaltungen denkbar, in denen die Erfolgs­
rechnungen dem Wirtschaftsausschuß vorzulegen sind. Der Antrag 
des Arbeitgebers festzustellen, daß er in keinem Falle dazu ver­
pflichtet ist, ist daher unbegründet.

Der Senat verkennt dabei nicht, daß der Streit der Beteilig­
ten auch um die Frage geht, ob die Erfolgsrechnungen der einzel­
nen Filialen dem Wirtschaftsausschuß laufend für jeden Monat und 
unaufgefordert vorzulegen sind. Über diese Frage war nach dem ge­
stellten Antrag des Arbeitgebers jedoch nicht zu entscheiden. 
Diese Frage ist darüber hinaus eine solche nach der "Erforder­
lichkeit" der Vorlage von Unterlagen an den Wirtschaftsausschuß. 
Damit hat die Einigungsstelle und nicht die Gerichte für Arbeits­
sachen auch darüber zu entscheiden, ob es zur Erfüllung der Auf­
gaben des Wirtschaftsausschusses, wirtschaftliche Angelegenheiten 
mit dem Unternehmer zu beraten, auch erforderlich ist, daß Unter­
lagen wie die hier strittigen monatlichen Erfolgsrechnungen dem 
Wirtschaftsausschuß laufend vorzulegen sind. Davon ist auch die
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vom Betriebsrat angerufene Einigungsstelle in ihrem Spruch vom 
2. Oktober 1990 ausgegangen, als sie ihre den Antrag des Be­
triebsrats abweisende Entscheidung damit begründet hat, daß die 
Vorlage der Erfolgsrechnungen der Filialen nur dann erforderlich 
ist, wenn die wirtschaftliche Lage einzelner Filialen auch Be­
ratungsgegenstand in einer Sitzung des Wirtschaftsausschusses 
ist.

Damit erweist sich die Entscheidung des Landesarbeitsge­
richts im Ergebnis als zutreffend und die Rechtsbeschwerde des 
Arbeitgebers als unbegründet.

Dr. Kissel Matthes Dr. Weller
Kehrmann Spiegelhalter
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